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1. Veranlassung und Erläuterung der Ziele und Zwecke 

 
Die Gemeinde Fridolfing hat in öffentlicher Sitzung des Gemeinderates am __________ auf 
Antrag der Firma Rosenberger Immobilien GmbH & Co. KG, Burg 9, 84529 Tittmoning die 
 

9. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Strohhof I“ 
 
beschlossen. 
 
Die S•A•K Ingenieurgesellschaft mbH, Sonntagshornstraße 19, 83278 Traunstein wurde 
mit der Änderung beauftragt.  
 
Begründung: 
 
Die Gemeinde stellt mit dem Gewerbe- und Industriegebiet „Strohhof I“ gezielt Flächen für 
die nachhaltige Entwicklung der Firma Rosenberger bereit. Damit werden sowohl bestehende 
als auch zukünftige Arbeitsplätze gesichert und ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum in 
Fridolfing gefördert. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf einer verantwortungsvollen 
Nutzung von Grund und Boden. Die vorliegende Planung gewährleistet eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung. Negative Auswirkungen auf Umwelt und Landschaftsbild werden 
durch gezielte Festsetzungen sowie naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen 
kompensiert. Die Erweiterungsfläche wird – analog zum bestehenden Areal – als Industrie- 
und Gewerbegebiet ausgewiesen. 
 
Das kontinuierlich steigende Auftragsvolumen und die Erweiterung des Produktportfolios der 
Firma Rosenberger machen zusätzliche Arbeitskräfte sowie neue Produktions- und 
Büroräume erforderlich. Geplant ist insbesondere die Erweiterung der Galvanik, um die 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern und neue Märkte zu erschließen. Ergänzend dazu ist ein 
neues Bürogebäude im westlichen Bereich vorgesehen. Durch diese Baumaßnahmen werden 
Teile des derzeitigen Mitarbeiterparkplatzes entfallen, weshalb eine Erweiterung der 
Parkflächen nach Süden notwendig ist, um den Bedarf weiterhin zu decken. 
 
Für den übrigen Geltungsbereich bestehen derzeit noch keine konkreten Planungen. 
Mittelfristig wird jedoch eine Erweiterung der Parkflächen angestrebt, um die betrieblichen 
Abläufe zu optimieren und das geplante Wachstum zu unterstützen. Ebenso sind mittel- bis 
langfristig zusätzliche Produktionsbereiche sowie weitere Büroflächen vorgesehen, um den 
Standort als Hauptsitz der Firmengruppe zu stärken und der wachsenden Mitarbeiterzahl 
gerecht zu werden. 
 
Mit diesen Maßnahmen wird eine effiziente Verdichtung des Innenbereichs erreicht und der 
Bedarf an zusätzlichen Außenflächen minimiert. Durch die mehrgeschossige Bauweise mit 
einer maximal zulässigen Wandhöhe von 25 m wird der Flächenverbrauch so weit wie 
möglich reduziert. Dadurch wird einer zusätzlichen Versiegelung sowie der Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen wirksam vorgebeugt. Die Änderungen stehen im Einklang mit den 
ortsplanerischen Zielen und beeinträchtigen die nachbarschaftlichen Belange nicht. 
 
Die Firma Rosenberger bekennt sich bewusst zum Standort Deutschland und setzt damit ein 
Zeichen entgegen dem aktuellen Trend, Investitionen ins Ausland zu verlagern. Die geplante 
Erweiterung stärkt die Region und bindet qualifizierte Arbeitskräfte langfristig an das 
Unternehmen. 
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2. Einordnung in der Raumplanung und Planungsrechtliche Situation 

2.1. Landes- und Regionalplanung 

Im Landesentwicklungsprogramm Bayern ist die Gemeinde als „allgemeiner ländlicher Raum“ 
dargestellt, was heißt, dass er so entwickelt und geordnet sein soll, dass er seine Funktion als 
eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum sichert, und seine Bewohner mit allen 
zentralörtlichen Einrichtungen versorgen kann, aber gleichzeitig seine landschaftliche Vielfalt 
bewahrt. Das Landesentwicklungsprogramm erklärt, dass die Standortvoraussetzungen für 
die leistungsfähigen Unternehmen – als unerlässliche Arbeitgeber und Wirtschaftsfaktoren 
Bayerns – erhalten und verbessert werden sollen. 
 
Die Gemeinde liegt darüber hinaus an der regionalen Entwicklungsachse der Bundesstraße  
B 20. 
 
Durch die Änderung und Erweiterung stellt die Gemeinde Flächen für den Fortbestand der 
Firma Rosenberger bereit, und fördert dadurch bestehende und künftige Arbeitsplätze und ein 
maßvolles weiteres Wirtschaftswachstum in Fridolfing, unter Berücksichtigung einer 
sparsamen Inanspruchnahme von Grund und Boden. 
 
Folglich wird das geplante Vorhaben zu den Zielen der Landes- und Regionalplanung 
beitragen. 
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2.2. Flächennutzungsplan 

Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan in diesem Bereich der Gemeinde Fridolfing (11. 
Änderung) ist die Erweiterungsfläche als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
 
Die hierfür erforderliche Flächennutzungsplanänderung und die Bebauungsplanaufstellung 
werden im Parallelverfahren durchgeführt. 
 
Die Erweiterungsfläche soll wie das direkt angrenzende bestehende Gebiet als Gewerbe- und 
Industriegebiet gemäß §§ 8 und 9 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt (siehe 
Abbildung 1) werden. 
 

 
 
Abbildung 1 Derzeit gültiger Flächennutzungsplan der Gemeinde (11. Änderung) 

3. Beschreibung des Planungsgebiets 

3.1. Lage 

Das Gebiet „Strohhof“ liegt im Ortsteil Strohhof in der Gemeinde Fridolfing, Gemarkung 
Pietling, Landkreis Traunstein, westlich der Bundesstraße B 20 (siehe Abbildung 2). Im Norden 
und im Osten grenzt das Plangebiet an das bestehende Gewerbegebiet „Strohhof I“ an. Im 
Süden und im Westen wird es von landwirtschaftlichen Nutzflächen begrenzt. 

Erweiterungsfläche 
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3.2. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der 9. Änderung liegt auf den Flur-Nrn. 1094 (Teilfläche), 1074/2, 1073 
(Teilfläche), 1073/1, 1074, 1074/2 und 1073/2 (Teilfläche) der Gemarkung Pietling, Gemeinde 
Fridolfing. Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches beträgt ca. 10,3 ha, und die 
Erweiterungsfläche beträgt etwa 4,1 ha davon (siehe Abbildung 3). 
 
Die genaue Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches ergeben sich aus der 
Planzeichnung. Als Kartengrundlage für die Erstellung des Änderungsplanes wurde die 
digitale Flurkarte verwendet. 
 

 
 
Abbildung 2 Amtliche Übersichtkarte des Planungsgebietes, der Geltungsbereich ist in rot 
markiert (Quelle: Bayernatlas) 

3.3. Derzeitige Nutzung 

Der überplante Bereich wird größtenteils bereits als Gewerbe- bzw. Industriefläche genutzt. 
Die Erweiterungsfläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. 
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Abbildung 3 Luftbild mit Flurstückgrenzen, der Geltungsbereich ist in rot markiert (Quelle: 
Bayernatlas) 

 

3.4. Bodenverhältnisse 

Aufgrund der bestehenden Nutzung ist davon auszugehen, dass der Geltungsbereich für die 
geplante Maßnahme geeignet ist. 
 
Innerhalb des Gebietes „Strohhof I“ ist der Boden und das Grundwasser mit leichtflüchtigen 
Halogenkohlewasserstoffen und Mineralölkohlenwasserstoffen verunreinigt. Im Rahmen der 
Sanierung wird das Grundwasser an 4 verschiedenen Stellen monatlich beprobt und auch der 
Grundwasserspiegel eingemessen. Der Grundwasserspiegel liegt zwischen ca. 5,0 und 6,3 m 
unter Gelände. Das Grundstück Flur-Nr. 1094, Gemarkung Pietling, ist unter Nummer 
18900490 im Altlastenkataster nach Art. 3 des bayerischen Bodenschutzgesetzes 
(BayBodSchG) eingetragen. 
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3.5. Naturschutzfachliche Einordnung des Bestands, Artenschutz 

Die Erweiterungsfläche besteht überwiegend aus ökologisch geringwertigen landwirtschaftlich 
genutzten Flächen (Intensivgrünland, Acker), dem neu angelegten Retentionsbecken sowie 
einer artenarmen Krautflur entlang der Straße an der südöstlichen Geltungsbereichsgrenze. 
 
Innerhalb des bestehenden Gewerbegebiets, also im Änderungsbereich, finden sich neben 
den naturschutzfachlich unbedeutenden Bauflächen zwei erhaltenswerte Grünstrukturen, die 
aus ökologischer Sicht von mittlerer Bedeutung sind. Dabei handelt es sich um einen alten, 
strukturreichen Obstgarten sowie eine Baumreihe entlang der östlichen Geltungsbereichs-
grenze. Obstgarten und Baumreihe sind floristisch gesehen nur geringwertig, da sie weder 
Artenreichtum noch geschützte Pflanzenarten aufweisen, sie sind aber aufgrund ihrer 
Strukturen für den Artenschutz von Bedeutung (z. B. Habitat für Fledermäuse, Brutvögel, Käfer 
etc.).  

3.6. Artenschutz 

Im Jahr 2025 wurden im Wirkraum des Geltungsbereichs faunistische Untersuchungen 
durchgeführt. Dabei konnten im Erweiterungsbereich das sehr seltene und stark gefährdete 
Rebhuhn sowie wie innerhalb des bestehenden Gewerbegebiets ein Storch-Brutpaar 
nachgewiesen werden. Der bestehende Obstgarten und die Baumreihe entlang der 
nordöstlichen Geltungsbereichsgrenze sind Lebensraum für die Zwergfledermaus, einer 
häufigen Fledermausart. Ein Vorkommen weiterer saP-relevanter Arten konnte 
ausgeschlossen werden.  
 

4. Bebauung 

4.1. Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der Geltungsbereich wird im Bebauungsplan als Industriegebiet gemäß § 9 der BauNVO und 
Gewerbegebiet gemäß § 8 der BauNVO festgesetzt. Im Bebauungsplan werden auch das Maß 
der baulichen Nutzung, einschließlich Grundflächenzahl und Wandhöhe festgesetzt, und die 
überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen begrenzt. 
 
Die maximal zulässige Wandhöhe wird entlang der Hauptstraße auf 15 m begrenzt, da das 
Werksgelände hauptsächlich von der Hauptstraße her optisch wahrnehmbar ist. Die aus 
betrieblichen Gründen und zur Einsparung von Grundfläche erforderliche größere Wandhöhe 
von maximal 25 m wird im Westen in Richtung des natürlich vorhandenen Hanges zugelassen, 
da es sich hier harmonisch in das Landschaftsbild einfügt und sich ein besseres Gesamtbild 
ergibt. 
 

4.2. Flächenaufstellung 

Die Fläche des gesamten Geltungsbereiches beträgt ca. 10,3 ha, und davon entfallen auf: 
 
Bauland  ca. 79.250 m² 
private Grünflächen ca. 15.050 m² 
  
Gesamtfläche Ca. 103.000 m² 
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4.3. Bauliche Gestaltung 

Die bauliche Gestaltung, einschließlich Gebäudeform und -gestaltung, wird im Bebauungsplan 
festgesetzt. 

4.4. Abstandsflächen 

Im Rahmen der Genehmigung der jeweiligen Gebäude wird umfassend geprüft, inwieweit die 
städtebaulich relevanten Belange wie Belichtung, Belüftung, Zugänglichkeit sowie die 
Anforderungen an Feuerwehrzufahrten, Brandschutz und Baugestaltung angemessen 
berücksichtigt werden. Die vorgesehenen Abstände zwischen den Baukörpern gewährleisten 
eine ausreichende natürliche Belichtung der Aufenthaltsräume und verhindern unzumutbare 
Verschattungen benachbarter Grundstücke. Zugleich tragen sie dazu bei, eine wirksame 
natürliche Belüftung sicherzustellen und eine gute Durchlüftung des Gebietes zu ermöglichen, 
was sowohl aus Hygienischen als auch aus mikroklimatischen Gründen bedeutsam ist. 
Darüber hinaus ermöglichen die freigehaltenen Flächen eine problemlose Erschließung 
sämtlicher Grundstücke und sichern die Zugänglichkeit für Wartungs- und 
Dienstleistungsfahrzeuge. Die Anordnung der Gebäude sowie die Breite der Freiräume 
werden so gewählt, dass die Anforderungen an Feuerwehrbewegungsflächen, Aufstell- und 
Angriffsflächen eingehalten werden und eine ausreichende Erreichbarkeit der Gebäude im 
Brandfall gewährleistet ist. Gleichzeitig werden durch angemessene Abstände die 
brandschutzrechtlichen Vorgaben zur Vermeidung der Feuerübertragung zwischen Gebäuden 
erfüllt. Für die geplanten Gebäude werden vor Baubeginn Brandschutznachweise erstellt und 
durch die Genehmigungsbehörden sowie die Versicherungsgeber geprüft. Insgesamt tragen 
die Gebäudeabstände zu einer geordneten städtebaulichen Gestaltung bei, sichern die 
funktionale Nutzbarkeit der Grundstücke und unterstützen ein harmonisches und qualitativ 
hochwertiges Erscheinungsbild des Plangebiets. 

5. Erschließung 

Künftige und bestehenden Anlagen für Abwasserentsorgung sind an die zentrale 
Abwasseranlage anzuschließen. Die Beseitigung von Niederschlagswasser ist im 
Bebauungsplan beschrieben. Die Energie- und Kommunikationsversorgung ist bei Bedarf 
durch einen Anschluss an die entsprechenden Netze der örtlichen Anbieter sichergestellt.  

6. Grünordnung, Artenschutz und Ausgleich 

Die naturschutzrechtlichen und landschaftspflegerischen Aspekte wurde im separat erstellten 
Umweltbericht des Büros Mühlbacher und Hilse Landschaftsarchitekten PartGmbB, 
Maximilianstraße 18, 83278 Traunstein bearbeitet. Dieser Umweltbericht liegt als Anlage der 
vorliegenden Änderung bei. Die Grünordnung und die Ausgleichsflächen sowie zugehörige 
Maßnahmen sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
 

6.1. Grünordnung 

Um eine ausreichende Durch- und Eingrünung des Geltungsbereichs sowie den Schutz von 
bestehenden, ökologisch bedeutenden Strukturen sicherzustellen, wurden im Bebauungsplan 
mehrere Festsetzungen aufgenommen. Neben der Erhaltung des bestehenden Obstgartens, 
der Baumreihe entlang der Hauptstraße an der östlichen Geltungsbereichsgrenze sowie der 
Krautflur entlang der Straße nach Allerfing werden durchzuführende Pflanzungen von 
standortgerechten heimischen Laubbäumen und Strauchgruppen sowie die Anlage von mäßig 
extensiv genutzten artenreichen Wiesen als Ortsrandeingrünung festgesetzt. Zusätzlich wird 
die Pflanzung von heimischen Laubbäumen innerhalb der Erweiterungsfläche als 
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Durchgrünungsmaßnahme und die dauerhafte Begrünung von mindestens 10 % des Baulands 
zusätzlich zur Anlage der privaten Grünfläche in die Festsetzungen aufgenommen.  
 

6.2. Artenschutz 

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) wurden die Auswirkungen auf 
saP-relevante Arten geprüft. Um Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG zu vermeiden, 
wurden umfangreiche Vermeidungs- und vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen) festgesetzt. Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung des 
freien Zoologen Marcus Weber, Brandstätt 11, 83224 Grassau, mit Stand vom 05.03.2026 
liegt als Anlage der vorliegenden Änderung bei.  
 

6.3. Ausgleich 

Die Berechnung des erforderlichen Kompensationsbedarfs wurde anhand des Leitfadens 
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“, Stand 2021) durchgeführt. Die Berechnung ist 
im Umweltbericht dargelegt.  
 
Der Kompensationsumfang wird auf den Flurstück Nrn. 4462 (T) und 4462/1 (T), Gmkg. 
Fridolfing, vollumfänglich nachgewiesen. Diese Flurstücke liegen etwa einen Kilometer 
südwestlich des Eingriffsbereichs. Mit der Umsetzung der festgesetzten Kompensations-
maßnahmen gilt der Eingriff als ausgeglichen.  
 

7. Immissionsschutz 

Im Zuge der 9. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Strohhof I“ 
der Gemeinde Fridolfing wurde bzgl. der Geräuschemissionen und -immissionen das 
Gutachten der Lärmschutzberatung Steger & Partner GmbH, Bericht Nr. 0977-01/B1/dm 
vom 11.04.2024 erstellt. Dieses Gutachten liegt als Anlage der vorliegenden Änderung bei und 
ist ein Bestandteil der Änderung. Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 
 
Der Geltungsbereich der 9. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet 
„Strohhof I“ wird gemäß §1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO nach den Eigenschaften von Betrieben 
und Anlagen hinsichtlich der zulässigen Geräuschemissionen gegliedert. Dazu wurde im 
Gebiet die zulässige Geräuschemission in Form von immissionswirksamen flächenbezogenen 
Schallleistungspegeln festgesetzt. 
Dies war notwendig, um an den maßgebenden Immissionsorten an der nächst gelegenen 
schutzwürdigen Bebauung der nördlich, östlich und südöstlich benachbarten Gewerbegebiete 
sowie den ringsum liegenden Außenbereichsgebieten die Einhaltung der schalltechnischen 
Orientierungswerte der DIN 18005 im Zusammenwirken aller gewerblichen Geräuschquellen 
sicherzustellen. 
 
Dadurch ist langfristig sichergestellt, dass im Zusammenwirken aller gewerblichen 
Geräuschemittenten keine weiteren schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche an 
schützenswerter Bebauung eintreten. 
 
Die Einhaltung der maximal zulässigen Geräuschemissionskontingente kann beim Bau oder 
bei immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren bei Neu- oder Umplanungen von 
der Genehmigungsbehörde überprüft und umgesetzt als Immissionsanteile in die 
entsprechenden Bau- und Betriebsgenehmigungen aufgenommen werden. 
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Von der InfraServ Gendorf wurde in Umsetzung des § 50 BImSchG bzw. des Art. 13 Seveso-
III-Richtlinie ein Gutachten zur Ermittlung des angemessenen Abstands nach Leitfaden KAS-
18 für den Standort Fridolfing der Rosenberger GmbH & Co. KG erstellt, das als Anlage und 
Bestandteil des Bebauungsplanes diesem beiliegt. 
 
Demnach ergeben sich aus diesem Gutachten keine Festsetzungen oder Hinweise für den 
Bebauungsplan. 

8. Sturzflutrisikomanagement 

Die Gemeinde Fridolfing hat ein integrales Konzept Sturzftutmanagement durchführen lassen 
aus dem hervorgeht, dass die bereits durchgeführten und im Bebauungsplan dargestellten 
Maßnahmen (Damm Sickerbecken) zwar eine Wirkung haben aber dennoch bei seltenen oder 
extremen Niederschlagsereignissen weiterhin eine gewisse Gefährdung vorliegt (siehe hierzu 
gemeindliches Sturzflutrisikomanagement). 
 

 

Auszug aus der „Starkregengefahrenkarte N 100 Istzustand“ des integralen Konzeptes 
Sturzflutrisikomanagement Fridolfing vom 28.11.2024 (Quelle: Gemeinde Fridolfing) 

 

 

In den Hinweisen unter Punkt D im Bebauungsplan wird auf die Gefahren und Risiken 
hingewiesen und der Planer sowie der Bauherr aufgefordert entsprechende Schutz- und 
Vermeidungsmaßnahmen bei der Umsetzung der geplanten Bauten zu beachten. 
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Aufgestellt: 

Fridolfing, ______________2026 
Gemeinde Fridolfing 

_________________________
Werner Schulzke, 1. Bürgermeister 
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